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Das GA liönnte bald teurer werden 
Die Transportunternehmen erwägen Tariferhöhungen und die Abschaffung von Rabatten bei beliebten Abos 

HELMUT STALDER 

Die in CH-Direct zusammengeschlosse­
nen 250 Schweizer Transportunterneh­
men sind daran, ihre Preisstrategie bei 
den Abonnementen des öffentlichen 
Verkehrs anzupassen. Ein internes 
Papier vom 6. März, das die Zeitschrift 
«Beobachter» publik gemacht hat, hat es 
in sich: Neben vielen anderen Massnah­
men wird erwogen, das Generalabonne­
ment zweiter Klasse auf Dezember 2021 
von heute 3860 Franken um 10 Prozent 
auf 4250 Franken zu verteuern. Bereits 
auf den Fahrplanwechsel im Dezember 
wird das GA Junior für ältere Studie­
rende abgeschafft. Bei diesem GA erhal­
ten heute Studierende von 25 bis 30 Jah­
ren 30 Prozent Rabatt gegenüber dem 
Erwachsenen-GA und bezahlen ledig­
lich 2650 Franken. 

Aus für Gemeinde-Tageskarte? 

Auch ist die Rede davon, die Tageskarte 
Gemeinde ab Dezember 2020 «schritt­
weise abzuschaffen». Thomas Ammann, 

Mediensprecher von CH-Direkt, bestä­
tigt auf Anfrage der NZZ, dass die Trans­
portunternehmen entsprechende Pläne 
wälzen. Er bemüht sich jedoch klarzu­
stellen, dass es sich um «ein Brainstor­
mingpapier zur mittel- und langfristigen 
Preisstrategie» handle, das in einer sehr 
frühen Phase mögliche Massnahmen 
aufliste. «Entscheide sind noch keine ge­
fallen», betonte er. 

Das rund 70-seitige Papier enthält 
einen umfangreichen Katalog von mög­
lichen Massnahmen, die zum Teil gekop­
pelt sind und auch Vergünstigungen um­
fassen. Fachgremien analysierten laut 
Ammann bereits, welche Auswirkungen 
sie haben würden. Zum GA heisst es in 
dem Papier: «Gegenüber dem restlichen 
ÖV-Sortiment ist der GA-Preis verhält­
nismässig tief beziehungsweise das Preis­
Leistungs- Verhältnis zu gut.» Rund 
500 000 Personen in der Schweiz haben 
ein GA - eine Erfolgsgeschichte. Inten­
sivnutzer des GA bringen jedoch pro ge­
fahrenen Kilometer lediglich einen Erlös 
von 13,8 Rappen in der zweiten und 19,2 
Rappen in der ersten Klasse. Da sei es 

angezeigt, das Preisgefüge anzupassen, 
sagt Ammann. «Eine moderate Preis­
erhöhung beim GA könnte eine Mass­
nalune sein, um mehr Einnahmen für die 
Verbilligung anderer Tarife zu generie­
ren.» Dies sei die generelle Prämisse bei 
den laufenden Überlegungen: Tarifver­
änderungen sollen ertragsneutral sein, so 
dass im Gegenzug zum Beispiel die als 
vergleichsweise teuer empfundenen Ein­
zeltickets billiger werden. 

Eine Preiserhöhung beim GA müsste 
deshalb mit Massnahmen zur Abfede­
rung gekoppelt sein, sagt er. Im Moment 
fehle beispielsweise ein Angebot für 
mittlere bis intensive ÖV-Benutzer. die 
heute viele Einzelbillette lösen müssten, 
weil sich das GA für sie nicht lohne. Für 
solche Kundenbedürfnisse könnte ein 
spezielles Abo geschaffen werden. «Nur 
weil mit 10 Prozent beim GA eine kon­
krete Zahl genannt wird, heisst dies 
nicht. dass die Idee schon weit fort­
geschritten ist», betont Ammann. Er 
spricht von einem «langfristigen Zeit­
horizont» von zwei bis drei Jahren. Dem­
nächst werde sich der Strategische Aus-

Ein Herz für Schweizer Pumpspeicher 

schuss von CH-Direct mit Vertretern von 
SBB, BLS, Postauto und regionalen Ver­
kehrsverbunden mit dem Papier befas­
sen. In diesem Rahmen werde auch eine 
breite Diskussion mit den verschiedenen 
Anspruchsgruppen geführt, sagt er. 

Ältere Studierende zahlen mehr 

Konkret ist hingegen die Abschaffung des 
GA Junior für Studierende über 25 Jahre. 
Bereits im Juni wird der Strategische Aus­
schuss dessen Abschaffung beschliessen, 
wie Ammann gegenüber der NZZ präzi­
sierte. Dies, weil es das Erwachsenen-GA 
«kannibalisiere». wie es in dem Papier 
heisst. Ab Dezember sollen die rund 
26 000 Studierenden über 25 Jahren mit 
Junioren-GA den vollen Erwachsenen­
preis von 3860 Franken und damit 45 Pro­
zent mehr bezahlen. Die heutigen Abon­
nenten sollen als Übergangslösung eine 
Gutschrift von 500 Franken erhalten. 
Und allen künftigen 25-Jährigen soll 
beim Übergang vom Studenten-GA zum 
Erwachsenen-GA ebenfalls ein Rabatt 
von 500 Franken gewährt werden. 

Die deutsche FDP setzt sich für einen raschen Abschluss des Stromabkommens zwischen der EU und der Schweiz ein 

CHRISTOPH EISENRING. BERLIN 

Letzten Dezember hat sich die Bundes­
tagsabgeordnete Sandra Weeser ein 
Pumpspeicherkraftwerk in der Schweiz 
angesehen. Sie sitzt seit 2017 für die FDP 
im deutschen Parlament, wo sie Obfrau 
ihrer Fraktion im Wirtschaftsausschuss 
ist. Weshalb es denn so ruhig sei, habe sie 
von den Kraftwerksangestellten wissen 
wollen. Die Kapazitäten seien nicht aus­
gelastet, antworteten diese. Da ging ihr 
ein Licht auf: Deutschland produziert 
immer mehr Strom aus Wind und Sonne 
- und die Schweiz hat Speicherkapazitä­
ten, die nicht ausgelastet sind. Deshalb 
hat sie jetzt mit ihrer Fraktion einen An­
trag an die deutsche Regierung formu­
liert. Darin wird Berlin aufgefordert, sich 
in Brüssel für den raschen Abschluss des 
auf Eis liegenden Stromabkommens mit 
der Schweiz starkzumachen. 

Das Stromabkommen ist seit Jahren 
blockiert, weil Brüssel darauf beharrt, 

dass die Schweiz zunächst den Rahmen­
vertrag mit der EU unterschreibt. Diese 
Bedingung hält Weeser für falsch. Die 
Nachteile des fehlenden Abkommens 
sind gravierend. Die Schweiz kann damit 
nicht voll am Strombinnenmarkt mit­
machen. So ist das Land vom Market­
Coupling ausgeschlossen, bei dem Strom 
und Leitungskapazitäten als Bündel ge­
handelt werden. Auch zum Handel unter 
dem Tag hat sie keinen Zugang. Dabei 
sind heute Pumpspeicherkraftwerke der­
art flexibel, dass sie innert weniger Minu­
ten den Schalter von der Stromproduk­
tion zum Hinaufpumpen von Wasser um­
legen können. 

Debatte im Bundestag 

Weeser plädiert im Gespräch für einen 
pragmatischen Ansatz. Die Schweiz sei 
im Herzen der EU, 41 Leitungen führten 
in die Nachbarländer, und 30 Prozent der 
Stromflüsse in Zentralwesteuropa gin-
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gen durch das Land. Da müsse man als 
EU eigentlich sagen: Lasst den Schwei­
zern ihre Unabhängigkeit und bindet sie 
in den europäischen Binnenmarkt für 
Elektrizität ein. 

Der Antrag der FDP wird am Don­
nerstag im Bundestag debattiert, geht 
dann an den Wirtschaftsausschuss zu­
rück und wird in einigen Wochen dem 
Parlament zur Abstimmung vorgelegt. 
Die Schweiz sollte sich indes keine fal­
schen lliusionen machen: Die FDP ist in 
der Opposition, und ihr Antrag wird von 
der grossen Koalition nicht unterstützt 

werden. Trotzdem sieht Weeser etwas 
Bewegung in die Diskussion kommen. 

EU erweist sich Bärendienst 

Dies hat damit zu tun, dass in Deutsch­
land immer mehr Strom aus schwanken­
den erneuerbaren Quellen stammt. 2018 
betrug deren Anteil an der Produktion 
schon 35 Prozent. Das grundlegende 
Problem der Energiewende sind feh­
lende Speichermöglichkeiten. In gewis­
sen Stunden ist der Börsenpreis für 
Strom sogar negativ, die Abnehmer er­
halten also noch Geld. Die FDP fordert 
deshalb eine Integration des europäi­
schen Strommarktes, so dass man die 
topografischen Eigenheiten der ver­
schiedenen Länder optimal nutzen kann. 
Wenn die Europäische Union sich durch 
ihr «zickiges Verhalten» gegenüber der 
Schweiz dem verschliesse, erweise sie 
sich einen Bärendienst, resümiert die 
Abgeordnete. 
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Ein Hoch auf die 
Teilzeitlehrkräfte 
Leichter Rückgang der Überzeit 
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JÖRG KRUMMENACHER 

Lehrkräfte in der Volksschule arbeiten 
nicht etwa weniger als «normale» 
Arbeitskräfte, wie aufgrund der vielen 
Schulferienwochen hartnäckig kolpor­
tiert wird. Vielmehr häufen sie im Durch­
schnitt ein hohes Mass an Überstunden 
an. Je nach Schulstufe sind dies zwischen 
8,6 und 16 Prozent - ohne Kompensa­
tionsmöglichkeit. Dies geht aus der drit­
ten Arbeitszeiterhebung hervor, die der 
Dachverband Lehrerinnen und Lehrer 
Schweiz (LCH) am Mittwoch publiziert 
hat. Erstmals haben an der repräsentati­
ven Erhebung, die alle zehn Jahre durch­
geführt wird, auch die Westschweizer 
Lehrkräfte teilgenommen. 13 000 Lehr­
kräfte und 800 schulische Heilpädago­
gen protokollierten während je einer 
Woche ihre Arbeitszeiten. 

«Schweizer Lehrpersonen haben die 
höchsten Sollarbeitszeiten aller OECD­
Länder und leisten zudem unbezahlte 
Überstunden im Wert von Hunderten 
Millionen Franken», sagt LCH-Zentral­
präsident Beat W. Zemp. Zwar ist die 
Sollarbeitszeit im Vergleich zur Umfrage 
vor zehn Jahren leicht, nämlich um 167 
Stunden, gesunken, doch weiterhin ste­
hen nach Ansicht des LCH die zeitlichen 
Ressourcen und die Anforderungen im 
Lehrberuf in keinem ausgewogenen Ver­
hältnis. Auch bei den Heilpädagogen ist 
die Arbeitszeit leicht zurückgegangen. 

Wie sich gezeigt hat, haben viele 
Lehrkräfte ihr Pensum reduziert, um die 
Arbeitsbelastung zu vermindern. Die Er­
hebung belegt indes, dass sich gerade 
Teilzeitarbeitende zeitlich besonders 
stark engagieren: Je tiefer das Arbeits­
pensum, desto mehr Überstunden fallen 
proportional an. Insgesamt zieht der 
LCH die Folgerung, dass die regulären 
Arbeitszeiten weiterhin nicht genügen, 
um den Berufsauftrag zu erfüllen. Zu­
dem seien die Anforderungen an den 
Lehrerberuf in den letzten zehn Jahren 
weiter gestiegen.Auch aus heilpädagogi­
scher Sicht stehen für integrative Schu­
lung und Förderung nicht ausreichend 
Ressourcen zur Verfügung. 

Der LCH fordert aufgrund der Er­
gebnisse, dass die Lehrkräfte in den 
unterrichtsbezogenen Tätigkeiten ent­
lastet, sprich die Zeitpauschalen in den 
Berufsaufträgen erhöht werden. Und er 
fügt vier weitere Forderungen an: keine 
unbezahlte Überzeit mehr, eine Senkung 
der Pflichtlektionenzahl, mehr Ressour­
cen für die Klassenbildung und mehr 
Zeit für den Austausch mit den Eltern. 7( 


